VwV Uberlassung von staatseigenen Grundstiicken

Verwaltungsvorschrift
des Sachsischen Staatsministeriums der Finanzen
uber die Uberlassung von staatseigenen Grundstiicken, Gebauden und
Raumen an Studentenwerke - Anstalten des o6ffentlichen Rechts -
(Rahmenbestimmungen)

Vom 16. Februar 1994

I
Uberlassungszweck

Die Uberlassung erfolgt

a) zur Errichtung und Betrieb von Verpflegungsbetrieben (Mensen und Cafeterien);

b) zur Errichtung, Vermietung und Vermittlung von studentischem Wohnraum;

c) zur Bereitstellung und Einrichtung von Rdumen zur Férderung kultureller und sozialer
Interessen der Studenten (Studentenhauser und Studentenclubs);

d) zur Errichtung und Betrieb von Kindergarten und Kindertagesstatten mit dem Ziel, Studenten
mit Kindern im Kleinkind- und Vorschulalter zu helfen und zu férdern;

e) zur Errichtung und Betrieb von Einrichtungen mit dem Ziel gesundheitsférdernder Beratung;

f) zur Bereitstellung von Rdumen, wenn es sich um Veranstaltungen des Studentenwerkes selbst,

einer Hochschule oder eines Mitgliedes des deutschen paritatischen Wohlfahrtsverbandes
handelt und das Studentenwerk nicht mehr als den Ersatz der Selbstkosten verlangt.

Das Sachsische Staatsministerium der Finanzen kann im Einvernehmen mit dem Sachsischen
Staatsministerium fur Wissenschaft und Kunst die Staatlichen Liegenschaftsamter
ermachtigen, weitere Uberlassungszweck zuzulassen.

Uberlassungsart
1 Soweit dies zuldssig und zweckmaRig ist, erfolgt die Uberlassung durch Bestellung eines

Erbbaurechtes mit der MaRgabe, dass

a) die bereits vorhandenen Gebaude und Bauwerke einschliel3lich Inventar als Erbbauwerk
unentgeltlich Gbertragen werden;

b) mit dem Tage der Ubergabe sdmtliche Lasten und Rechte sowohl am Erbbaugrundstiick
als auch am Erbbauwerk tbergehen;

c) die Erbbauberechtigte zur Erhaltung und Instandsetzung der Erbbauwerke verpflichtet
ist;

d) der Erbbauzins im Einzelfall auf 100 DM jahrlich ermafBSigt wird, solange und soweit

Zwecke gemall Nummer | Satz 1 verfolgt werden und eine entsprechende
haushaltsrechtliche Ermachtigung im Staatshaushaltsgesetz des Freistaates Sachsen
besteht;

e) ein Anspruch auf Entschadigung beim Heimfall oder Beendigung des Erbbaurechtes fur
bei Ubergabe vorhandene Bauwerke und flr ohne Einwilligung des Freistaates
errichtete oder umgebaute Bauwerke nicht besteht;

f) andere als in Nummer | Satz 1 zugelassene Zwecke der Einwilligung des Freistaates
bedurfen.

Uber die ZweckmaéRigkeit der Bestellung eines Erbbaurechtes entscheidet im Zweifel das
Sachsische Staatsministerium der Finanzen im Benehmen mit dem Sachsischen
Staatsministerium fur Wissenschaft und Kunst.

2 Soweit die Uberlassung gemaR Nummer | nicht zuldssig oder nicht zweckmaRig ist, erfolgt sie
schuldrechtlich im Wege eines Miet-, Pacht- oder sonstigen Nutzungsverhaltnisses, mit der
MaRBgabe, dass
a) der Miet-, Pachtzins- oder das Nutzungsentgelt im Einzelfall auf 0,00 DM ermaBigt wird,

solange und soweit Zwecke gemafls Nummer | Satz 1 verfolgt werden und eine
haushaltsrechtliche Ermachtigung im Staatshaushaltsgesetz des Freistaates Sachsen
besteht;
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b) die Uberlassung fiir andere als in Nummer | Satz 1 genannte Zwecke der Einwilligung
des Freistaates bedarf;
c) der Nutzer alle mit dem Betrieb des Uberlassungsgegenstandes anfallenden

verbrauchsabhangigen Bewirtschaftungs- und Betriebskosten gemal Anlage 3 zu § 27
Abs. 1 der Il. Berechnungsverordnung tragt;

d) Qem Nutzer die Verkehrssicherungspflicht und Haftung fir Schaden am
Uberlassungsgegenstand sowie fur Schaden im Zusammenhang mit der Nutzung des
Uberlassungsgegenstandes obliegt;

e) der Nutzer zur Erhaltung und Instandsetzung des Uberlassungsgegenstandes
verpflichtet ist.

[}
Inkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tage nach ihrer Veréffentlichung im Sachsischen Amtsblatt in
Kraft; zugleich tritt die Verwaltungsvorschrift des Sachsischen Staatsministeriums der Finanzen tber
die Uberlassung von landeseigenen Rdumen und Geb&uden an Studentenwerke - Antalten des
offentlichen Rechts - (Rahmenbestimmungen) vom 6. Juni 1991 (SachsABI. S. 3 und 4) aulSer Kraft.

Dresden, den 16. Februar 1994

Sachsisches Staatsministerium der Finanzen
In Vertretung

Pering

Ministerialdirigent

Zuletzt enthalten in

Verwaltungsvorschrift des Sachsischen Staatsministeriums der Finanzen Uber die
geltenden Verwaltungsvorschriften des Staatsministeriums der Finanzen

vom 1. Dezember 2023 (SachsABI. SDr. S. S 253)

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 18.04.1994 Seite 2 von 2



	Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums der Finanzen  über die Überlassung von staatseigenen Grundstücken, Gebäuden und Räumen an Studentenwerke – Anstalten des öffentlichen Rechts –  (Rahmenbestimmungen)
	I  Überlassungszweck
	II  Überlassungsart
	III  Inkrafttreten

	Zuletzt enthalten in

